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Kurzfassung

Einleitung

Neue Technologien zur Separierung und Aufbereitung vermischter Stoffgruppen sowie die an die Hausmüllentsorgung gestellten Anforderungen unter Einbeziehung des Ziels für 2020, das eine weitestgehende Verwertung aller Abfallströme verfolgt, erfordern eine Anpassung der strategischen Ansätze in der Abfallwirtschaft.

Die Thematik war Gegenstand eines Forschungsprojektes, das am Lehrstuhl für Abfallwirtschaft und Abluft an der Universität Stuttgart mit Förderung durch das Ministerium für Umwelt des Landes Baden-Württemberg bearbeitet und das im Frühjahr 2006 veröffentlicht wurde. 

Ziel des Forschungsprojektes war die Erarbeitung allgemein gültiger Empfehlungen für eine nachhaltige Abfallentsorgung. Hierbei sollten einerseits die bis dato etablierten Umweltstandards aufrechterhalten werden, andererseits war die Vereinfachung der Abfallentsorgung insgesamt und insbesondere auch für die Haushalte anzustreben. Neben einer Vereinfachung der Sammel- und Entsorgungslogistik und der ggf. damit einhergehenden Reduzierung der Anzahl getrennt erfasster Stoffströme sollten auch ökonomische Einsparpotenziale identifiziert werden.

Das Forschungsprojekt stützte sich auf reale Daten zur abfallwirtschaftlichen Struktur in zehn ausgewählten Landkreisen Baden-Württembergs. Abhängigkeiten von regionalen Randbedingungen und Besonderheiten werden aufgezeigt.

Hierbei waren Fragestellungen wie z.B. die anzuwendenden Bewertungskriterien, die Integration in existierende Systeme und die Kompatibilität, die Umsetzung der Produktverantwortung, die gesellschaftlichen und politischen Hindernisse sowie die Umwelt- und Kostenrelevanz zu beantworten.

Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Die vergleichende Gegenüberstellung unterschiedlicher Varianten zur Erfassung von Abfällen und Wertstoffen zeigt, dass eine mögliche  Entscheidung zugunsten einer der Varianten in einer Region von unterschiedlichen Parametern abhängt.

Je nach Zielsetzung kann eine Maximierung der abgeschöpften Wertstoffmengen angestrebt werden, was z.B. für die Einführung einer trockenen Wertstofftonne spricht. Unter Klimaaspekten kann die Maximierung der Kohlendioxidreduktion von Relevanz sein, was durch die energetische Nutzung von Wertstoffen erreicht werden kann. Sollen die einwohnerspezifischen Kosten minimiert werden, so kann die Etablierung von Bringsystemen für Wertstoffe sinnvoll sein, bei denen durch die Haushalte eine Vorsortierung erfolgt. 

Durch den Bezug der Kosten auf Abschöpfung und CO2-Reduktion kann die Kosteneffizienz der Varianten vergleichend beurteilt werden. 

Für den Einzelfall sind weitere regionsspezifische Konstellationen und Randbedingungen wie z.B. die anzustrebende Auslastung vorhandener Anlagen zu berücksichtigen.

Strukturelle Randbedingungen

Die Ergebnisse zeigen, dass die Art der Wertstofferfassung von den strukturellen Randbedingungen und der Art und Kosten der Restabfallbehandlung des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers abhängig ist.

Mit Blick auf die Bioabfallerfassung sind Unterschiede zwischen ländlichen und städtischen Strukturen festzustellen. In ländlichen Gebieten findet häufig eine Bioabfallabschöpfung in Form der Eigenverwertung statt. Innenstadtbereiche und Gebiete mit sozialen Brennpunkten zeigen häufig eine schlechte Abschöpfungsquote der organischen Materialien. Die abgeschöpften Mengen organischen Materials gehen aufgrund der genannten Zusammenhänge im Hinblick auf die Sortiertechnik einher mit der Effizienz eines Gelb-in-Grau-Systems (GiG).

Die Sammelkosten hängen z.T. deutlich mit der Siedlungsstruktur zusammen. In dünn besiedelten Gebieten kann aufgrund der langen Wegstrecken die Erfassung einzelner Wertstoffe ggf. ineffizient sein. Eine Verbesserung des Systems ist dann durch eine gemeinsame Wertstofferfassung möglich. In dicht besiedelten Regionen dagegen können die logistisch begründeten Unterschiede zwischen einer getrennten und einer gemeinsamen Wertstofferfassung weniger deutlich ausfallen.

Wertstofferfassung und Ressourceneffizienz

Die getrennte Sammlung verwertbarer Stoffe hat sich bewährt. Sollen die biogenen Abfälle stofflich verwertet werden, bleibt auch in Zukunft die getrennte Sammlung aus Gründen geringer Schad- und Störstoffgehalte eine unabdingbare Voraussetzung. Auch für Papier ist eine Erfassung mit nasser Fraktion (Restmüll), wenn dies stofflich verwertet werden soll, nicht geboten. Die farbgetrennte Erfassung von Glas - mehrheitlich im Bring-System - ist vorteilhaft.

Ökobilanzielle Betrachtungen zeigen, dass die stoffliche Verwertung von Bioabfällen (besonders in Vergärungsanlagen), von Altpapier, Altglas und Metallen anderen Entsorgungswegen vorzuziehen ist. Bei den Kunststoffen zeigt sich, dass die energetische Verwertung mit hohem Wirkungsgrad teilweise der stofflichen Verwertung vorgezogen werden sollte. Dies ist sehr stark materialabhängig. Während zum Beispiel für PET die stoffliche Verwertung einen ökonomisch und ökologisch sinnvollen Weg darstellt - dies gilt auch für  andere sortenreine Kunststofffraktionen - ist bei Mischkunststoffen die energetische Verwertung auch unter Kostenaspekten vorteilhaft.

Die gemeinsame Erfassung von Verpackungen und stoffgleichen Nicht-Verpackungen mit dem Ziel der stofflichen und energetischen Verwertung weist im Hinblick auf hohe Abschöpfungsquoten Vorteile auf.

Die gemeinsame Wertstofferfassung von Verpackungen der dualen Systeme mit anderen Wertstoffen bzw. mit dem Restabfall erzeugt Veränderungen bei der Verantwortlichkeit und den Kosten. Es kommt zu Kostenverlagerungen vom privatwirtschaftlichen Sektor (duale Systeme) hin  zum öffentlich-rechtlichen.

Es sollte den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern die Möglichkeit eingeräumt werden, auf diese Weise auch die Sammlung, Transport und Sortierung von Verpackungen im Rahmen ihrer öffentlich-rechtlichen Entsorgungsaufgabe zuzulassen. Hierzu sind voraussichtlich Änderungen im Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz und der Verpackungsverordnung erforderlich. Wettbewerbsrechtliche Fragestellungen sind in diesem Zusammenhang ebenfalls zu beachten. Weitere Auswirkungen dieser Wahlmöglichkeit auf Organisationsstrukturen, Duale Systeme, Entsorgungskapazitäten und rechtliche Aspekte wurden im Rahmen des Projekts nicht untersucht und sind bei einer Umsetzung einer weitergehenden Betrachtung zu unterziehen.

Die Produktverantwortung für Verpackungen sollte weiterhin Gültigkeit besitzen und die Einbeziehung der in die Zuständigkeit der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger fallenden Geschäftsmüllmengen in künftige Abfallwirtschaftskonzepte sollte vor dem Hintergrund des stoffstromorientierten Ansatzes Berücksichtigung finden.

Lösungen sind bisher großtechnisch allerdings nicht erprobt, rechtliche Fragestellungen sind noch offen. Wesentliche Verbesserungen und Vereinfachungen sind demzufolge nur durch eine Änderung der Verpackungsverordnung zu erreichen. Auch sind die Ergebnisse von Großversuchen im Entsorgungsmaßstab abzuwarten.

Durch Verfahrenstechniken wie z.B. das Trockenstabilatverfahren können ebenfalls grundsätzlich stofflich oder energetisch verwertbare Fraktionen gewonnen werden. Inwiefern diese Systeme Kostenvorteile generieren können, ist eine noch offene Fragestellung und durch den Markt abzuklären. 

Es ist auch der Umstand zu berücksichtigen, dass nicht alle derzeit dem Recycling zugeführten Stoffe in der Praxis einen Markt haben, so dass bei der Realisierung einer gemeinsamen Erfassung von Wertstoffen im Gemisch ggf. ausschließlich die marktfähigen Stoffgruppen abgetrennt werden sollten (für die stoffliche und energetische Verwertung). 

Im Hinblick auf die Vermarktungssituation von Stoffen (stofflich bzw. energetisch) sollten Sortieranlagen entsprechend flexibel geplant werden, so dass bei Veränderung der Absatzmärkte für Sekundärrohstoffe eine Anpassung der Trenntechnik erfolgen kann.

Vereinfachungen für die Haushalte

Durch die gemeinsame Erfassung mehrerer Fraktionen kann eine organisatorische Entlastung im Haushalt erreicht werden. Es ist jedoch zu beachten, dass sowohl vor dem Hintergrund der gesetzlich in der  EU und in Deutschland formulierten Produktverantwortung als auch dem Verwertungsgedanken nicht an eine komplette Aufgabe der getrennten Erfassung zu denken ist. Bei dem hohen Standard der Restabfallentsorgung in Deutschland würde dies auch nicht zu einer Kosteneinsparung führen. 

Im Hinblick auf die Akzeptanz von Maßnahmen zur gemeinsamen Erfassung von Wertstoffen sind Unterschiede zwischen der Einführung einer trockenen Wertstofftonne und einer "Gelb-in-Grau-Variante" (GiG) zu erwarten. Eine GiG-Variante bringt größere Umstellungen – auch im Hinblick auf pädagogische Effekte mit sich als ein System zur Erfassung trockener Wertstoffe, das in unterschiedlichem Ausmaß bereits praktiziert wird.  Die Auswirkungen auf das Verhalten der Haushalte und die damit verknüpften Effekte bei der übrigen Wertstofferfassung kann ohne Feldversuche nur unvollkommen beurteilt werden.

Schlussbetrachtung

Die Untersuchung der zehn am Projekt beteiligten Landkreise haben spezifische Eigenheiten der einzelnen Landkreise aufgezeigt. Ein allgemeingültiges Konzept für alle Landkreise und Regionen kann auf Basis der vorliegenden Ergebnisse nicht formuliert werden. Es wird empfohlen, stoffstromspezifischen Lösungsansätzen den Vorzug zu geben und Verpackungen und stoffgleiche Nichtverpackungen gemeinsam zu erfassen. Im Hinblick auf die zukünftige Struktur der Sammlung und Verwertung ist ein Konzept erforderlich, das an die jeweiligen Randbedingungen der öffentlichen Entsorgungsträger angepasst ist. 

Die Frage, ob eher Bringsysteme, getrennte Holsammelsysteme, eine gemischte Wertstoffsammlung oder die gemeinsame Erfassung von Leichtverpackungen mit dem Restabfall anzustreben sind, ist daher nur durch die genaue Kenntnis der jeweiligen örtlichen Randbedingungen gegeben. Besonders die ortsspezifischen Sammelkosten und die Restabfallbehandlungskosten und die damit verbundenen vertraglichen Randbedingungen hinsichtlich der zur Verfügung gestellten Kapazitäten und Mehr- und Minderpreise beeinflussen in erheblichem Umfang die Ergebnisse. Optimale Entsorgungssysteme für die Zukunft erfordern daher weiterhin eine lokale Einzelfallbetrachtung.
























































































































































































